Wider politisches Unkenrufen

Neujahrsrede Robert Habeck am 9.1.2016 in Wedel 

(es gilt das gesprochene Wort)

Sehr geehrte Damen und Herren,

liebe Grüne Freundinnen und Freunde,

was werden wir wohl in einem Jahr für eine Neujahrsansprache hören? Welche Gedanken werden wir uns dann wohl machen? Wie werden wir das Jahr 2016 bestanden haben?

Selten hat ein Jahr so große Herausforderungen und so große Unsicherheiten bereitgehalten wie 2016.

Kriege finden in unsrer unmittelbaren Nachbarschaft und oft unter direkter Beteiligung der Bundeswehr statt. 

Die Flucht und Vertreibung von Millionen Menschen wird auch 2016 weiter gehen und Deutschland wird sich beweisen müssen, ob es das Versprechen seiner Gründung nach dem zweiten Weltkrieg, Menschen, die vor Gewalt und Terror fliehen eine Zuflucht zu sein und Asyl zu gewähren, einhalten kann. 

Europa wiederum droht, auseinanderzufallen. 

Nationalistische Regierungen in Polen und Ungarn, rechte Regierungen in Dänemark, Wahlerfolge in England, Frankreich, Österreich und Finnland und ihre Wiedergänger von Pegida und AfD in Deutschland stellen die politische Handlungsfähigkeit und das Friedensprojekt Europa in Frage. 

Liebe Freundinnen, liebe Freunde,

selten gab es so gute Gründe, sich politisch einzumischen, wie heute. So vielen Sorgen. So vielen Unsicherheiten. Aber es gibt keinen Grund zu verzagen oder die politische Arbeit für bessere Zustände einzustellen. Im Gegenteil. Was gebraucht wird ist Optimismus und Tatkraft, die vielen großen Aufgaben anzugehen. Von einem Fundament der gesellschaftlichen Solidarität, der Analyse der Zusammenhänge und der Idee, wie und wohin die Reise gehen kann, lasst uns eine zupackende Politik entwerfen, eine, die Probleme lösen hilft und sich nicht zu schade ist, die Hände schmutzig zu machen. Visionen und Handeln, Idealismus und  Pragmatismus, das sind keine Gegensätze, sie bedingen sich. Unser Anspruch muss wieder größer werden, je konkreter unsere Antworten ausfallen.

Wir sind ganz gut darin geworden, lokal zu handeln und global zu denken. Wir müssen aber endlich wieder in eine Situation komme, in der wir auch global handeln können.

Darf ich das an meiner eigenen Arbeit deutlich machen?

Ich bin Agrarminister und kämpfe dafür, dass der Anteil des Ökolandbaus steigt, dass die Schweine etwas mehr Platz bekommen, dass die Kälber beim Enthornen betäubt und sediert werden, dass Pestizide teurer oder verboten werden – aber ich weiß, dass die Art unserer Produktionsform – billiges Soja aus Entwicklungsländern – billiges Schweinefleisch in die Entwicklungsländer – denen die Märkte, Strukturen, Gesellschaft kaputt macht. 

Die Länder bauen die Erneuerbaren Energien aus und versuchen auch, die Wärme- und Verkehrswende voran zu bringen. Aber der Bund bremst das aus, weil die Große Koalition beschlossen hat, dass wir nicht mehr als 45% EE Strom 2025 haben dürfen. Sie hat aus einer Mindestanforderung einen Deckel gemacht, aus einem Anreiz ein Stopp. 45%  bis 2025 - das sind nur noch 12% mehr in 10 Jahren, 1,2% pro Jahr. 2015 hatten wir einen Zuwachs von 5%... 

Der Grund für diesen Deckel ist angeblich das Kostenargument. Nun, das ist an sich schon nicht richtig, weil Wind und PV jetzt günstiger produzieren als Atom- oder Kohlekraftwerke, rechnet mal nur alle Kosten mit. Aber völlig absurd wird das Argument, wenn jetzt auch noch als Stilllegungsprämie 1,7 Mrd Euro für Braunkohlekraftwerke vom Stromkunden bezahlt werde. Und die deutschen Klimaziele werden damit noch nicht mal eingehalten. So sorgt die Bundesregierung dafür, dass Deutschland seine Vorbildrolle verliert, dass Wertschöpfung verloren geht, Technologie und Arbeitsplätze abwandern oder gar nicht geschaffen werden. Es wird so dringend Zeit, dass wir mit dem Klimaschutz endlich ernst machen, dass wir eine Welt jenseits des fossilen Zeitalters schaffen. Nicht nur behaupten, es zu schaffen.

Die grünen Themen wurden lange als Nischenthemen betrachtet. Als innenpolitisches Spiel, um das man sich kümmern kann, wenn Deutschland keine anderen Sorgen hat. Nichts könnte falscher sein. Im Jahr 2015 wurde die Innenpolitik zur Außenpolitik – nur haben das noch nicht alle erkannt.
2008 schrieb der U.N. Vertreter für Syrien an sein Hauptquartier, dass Syrien seit zwei Jahren unter einer Jahrhundertdürre leide (faktisch dauerte sie noch 2 Jahre länger, bis 2010), in deren Folge 1 Millionen Menschen ihrer Lebensgrundlage beraubt werden würden, in die Städte ziehen, die ebenfalls überfüllt seien und sie nicht aufnehmen könnten, sich folglich politisch radikalisieren würden und gegen das Regime Assad kämpfen. Das mutet heute fast prophetisch an. Sein Ruf nach 20 Millionen Dollar Soforthilfe verhallte ergebnislos und es kam, wie er vorhergesagte. Extreme Dürren zwischen 2006-2011 sorgen für schwere Ernteausfällen und hohe Verluste in den Viehbeständen. Ein Jahr dem Ausbruch des Bürgerkriegs, 2009, berichteten UN und Rotes Kreuz, dass rund 800‘000 Syrer aufgrund der extremen Dürren ihre komplette Existenzgrundlage verloren hätten. 50.000 syrische Familien sind allein 2010 vom Land in die Städte migriert, 2010 arbeiteten nur noch halb so viele Menschen in der Landwirtschaft wie noch acht Jahre zuvor. 2011 berichteten die UN von 2-3 Mio. Syrern, die aufgrund der Dürren in extreme Armut getrieben wurden. Massive Landflucht innerhalb Syriens in 2010/2011 war die Folge.

In Jordanien ist der Grundwasserpegel in 20 Jahren um 60 m gefallen. Dort kann die Regierung den Menschen jährlich nur noch 150 Kubikmeter Wasser zur Verfügung stellen, 350 Kubikmeter unterhalb der Grenze, von der die UN von Wassermangel spricht. 

Die ganze arabische Welt leidet unter Wassermangel. 
Auch in der Sahel- Region sind die Ursachen für Flucht, Gewalt und Krieg oft Klimawandel und Bodendegradation. In Nigeria verliert jedes Jahr 350.000 ha an bestellbarem Land an die sich ausbreitende Wüste. 
Rund 30 % der Bevölkerung in den Mittelmeeranrainerländern ist betroffen von schwerer Bodendegradation und Wüstenbildung. Die landwirtschaftliche nutzbare Fläche pro Kopf wird sich bis 2020 gegenüber 1961 halbiert haben. Nahrungsmittelsicherheit wird ein zunehmendes Problem in dieser Region darstellen.

Nicht, dass ich falsch verstanden werde. All die Kriege und Krisen sind keine Klimakriege. De Menschen fliehen vor Mördern und Verbrechern und Halsabschneidern. Aber eine Sicherheits- und Friedenspolitik, die Energie-, Umwelt- oder Landwirtschaftsaspekte nicht berücksichtigt, ist künftig nicht mehr denkbar.

Und so wie scheinbar innenpolitische Themen außenpolitisch relevant geworden sind, so ist es umgekehrt auch und die Außenpolitik ist zur Innenpolitik geworden, in einer Konkretion und Krassheit, wie wir es lange nicht erlebt haben. 

Abends sah man in der Tagesschau Bilder von der Griechischen Grenze oder hörte, dass die Russen jetzt Aleppo angriffen – eine Woche später sind die Menschen aus der Tagesschau und zwei Wochen später die Menschen aus Aleppo auf unseren Bahnhöfen, tragen unsere Jacken, bitten um unsere Hilfe.

Aber Erstaunliches passiert!

Wider die politischen Unkenrufen ist die deutsche Gesellschaft stabil und offen. Trotz der Brandanschläge auf Flüchtlingsheime, ist die Solidarität ungebrochen. Trotz einer miserablen Verwaltungspraxis der Bundesämter, lassen sich die Menschen in ihrer Hilfsbereitschaft nicht entmutigen. Trotz einer klaffenden sozialen Schere gibt es Solidarität. Trotz der Alternativlosigkeit gibt es Alternativen und trotz aller Versuche der Regierung Merkel, Deutschland zu entpolitisieren, gibt es ein politisches Erwachen.

Da hat sich etwas verändert in der deutsche Gesellschaft, fast unbemerkt von der Politik, auf jeden Fall nicht befördert durch die Politik. Es gibt eine Verantwortungsbereitschaft, einen Idealismus, würde ich sagen, auf den man stolz sein kann. 

Die große Frage des Jahres 2016 ist, was macht jetzt die Politik? Was macht auch unsere Partei? 

In Kommunen, in denen wir gestalten, in den Ländern, in denen wir regieren, - je mehr Erfahrung wir mit der Umsetzung von Politik sammeln, desto mehr Grund haben wir doch für Idealismus – Menschen sind doch sehr wohl bereit, Verantwortung zu übernehmen und Entscheidungen zu treffen, - auch solche, von denen sie buchstäblich nichts haben. Die Reaktion auf die hilfesuchenden Flüchtlinge ist das schlagendste Beispiel. Aber bei weitem nicht das einzige. In der Atompolitik, in der Energiepolitik, in der Bildungspolitik – wir können einen Konsens auch für Veränderung organisieren, wenn man mit Leidenschaft und guten Argumenten für sie wirbt.

Was ist die Geschichte der Grünen in dieser Republik: Atomausstieg, Energiewende, Einwanderungsgesellschaft, dass man lieben darf, wen man will, dass auch Tiere Rechte haben …. So viel wurde erstritten – und so viel ist noch zu erstreiten!  

Die Grünen können die gestaltende Kraft dieses Jahrhunderts werden. Um das Zeitalter von Öl und Kohle zu beenden. Um Armut und Hunger zu beseitigen. Um Europa gegen den Nationalismus zu verteidigen.

Das Jahr 2016 wird ein ganz schwieriges.

Aber sind wir nicht deshalb einmal bei den Grünen eingetreten? Um Schwierigkeiten zu meistern? Um einer Gesellschaft eine Idee und Richtung zu geben?

Jetzt ist das Jahr, die Hoffnung einzulösen. Eine Grüne Partei voller Optimismus und Gestaltungswillen, voller Kompetenz und Zuversicht wird diese Republik als Einwanderungsland gestalten, Deutschland wieder als europäisches Einigungsland auszurichten und Europa als Kontinent zu entwerfen, der Frieden exportiert.
